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1- Textliche Festsetzungen 
 
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und § 8 i.V.m. § 1 Abs.6 Nr.1   
      BauNVO) 
 
Festgesetzt ist ein Gewerbegebiet.  
 
1.2 Verkehrsflächen und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen 
     (§ 9 Abs. 1 Nr. 11) 
 
Die Verkehrsflächen sind als öffentliche Verkehrsflächen festgesetzt. Die Aufteilung der 
Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanes.  
 
1.3 Leitungsrecht  (§ 9 Abs. 1 Nr.12, 13 und 21 BauGB) 
 
Leitungsrecht zugunsten der Versorgungsträger (Stadt Villingen-Schwenningen, Stadtwerke 
Villingen-Schwenningen). 
 
Die im Plan gekennzeichneten Flächen sind von jeglicher Überbauung auch solcher mit 
untergeordneten Bauteilen freizuhalten.   
 
2- Hinweise 
 

Der bei Baumaßnahmen anfallende Bodenaushub ist einer ordnungsgemäßen Verwertung/ 
Entsorgung zu zuführen. Hierzu sind die entsprechenden Analysen zur Deklaration des 
Aushubs vorzunehmen.  
Für den Fall das bei Baumaßnahmen Auffüllungen/Müllablagerungen oder geruchlich 
und/oder optisch auffälliges Bodenmaterial angetroffen werden sollte, ist ein Gutachter gem. 
§ 18 BBodSchG zu den Bauarbeiten hinzuzuziehen. Eine entsprechende Kurzdokumentation 
wäre vom Gutachter anzufertigen und dem Stadtbauamt unaufgefordert spätestens zum 
Zeitpunkt der Abnahme zu übergeben. 
 


